era redaktion, Verlag und Druck, 3 
von R. Graßmann, Schulzenſtraße 17. 


Juſerate: Die Petitzeile 1 Sgr. 
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er Zeitung. 


Preis in Stettin viertellährlich 1 Thlr.) 
monatlich 10 Sgr., 
mit Botenlohn viertelj. 1 Thlr. 7½ Sgr., 
monatlich 12½ Sgr., 
für Preußen viertelj. 1 Thlr. 5 Sgr. 


uA. 


Abendblatt. Freitag den A. Oktober. 


1867. 


Deutſchlaud. 

Berlin, 3. Oktober. Se. Majeſtät der König hat bei 
der Ankunft in den Hohenzollernſchen Landen mit Sr. Königl. Hoh. 
dem Kronprinzen Wohnung im Jagzdſchloſſe Lindich genommen. 
J. M. die Königin iſt bei der fürſtlichen Familie im Schloſſe Sig⸗ 
maringen abgeſtiegen. 

— Wie die „3. C.“ wiſſen will, ſollen in Salzburg Berab- 
redungen über die künftige Papſt⸗Wahl getroffen ſein. 

— Der Abg. v. Bockum⸗Dolffs hat u. A. zum Militär⸗Etat 
folgende Anfragen geſtellt: „Soll das Gehalt des Kommandeure 
in den Marken und das des Gouverneurs von Rheinland und 
Weſtphalen dauernd bleiben oder künftig wegfallen?“ Darauf iſt 
die Antwort ergangen, daß ſie im nächſten Etat als „künftig weg⸗ 
fallend“ bezeichnet werden ſollen. Eine weitere Frage betraf die 
Adjutantenzahl, worauf der Beſcheid lautete, es wären die der 
norddeutſchen Bundesfürſten hinzugetreten. Endlich fragte derſelbe 
Abgeordnete an, wodurch ſich die, einzelnen Bundesſtaaten gewähr⸗ 
ten Erlaſſe am Militärbudget rechtfertigen ließen. Darauf lautete 
die Antwort: „Dieſe Erlaſſe ſeten zur allmäligen Ueberführung 
in den geregelten Zuſtand auf ſieben, reſpective fünf Jahre be⸗ 
willigt worden, um eine zu drückende Ueberbürdung zu vermei- 
den, und fie beſtänden in einem Nachlaſſe an der Höhe der Kopf- 
beträge.“ 

— Nach den mit dem König Georg von Hannover getroffenen 
Vereinbarungen bleibt, dem Vernehmen nach, die Verwaltung der 
Kapitalien, deren Zinſengenuß König Georg erhält, in preußiſchen 
Händen. Auch die Schlöſſer, deren Beſitz ihm eingeräumt iſt, das 
Schloß Herrenhauſen und die der Königin gehörende Marienburg, 
nebſt der Domäne Kalenberg, werden bis auf Weiteres von Preu- 
Ben verwaltet. Das Schloß an der Leine wird gemeinſames Be- 
ſitzthum fein, und zwar in Rückſicht auf die gemeinſchaftlichen Ja- 
milien Erinnerungen, welche für beide Fürſtenhäuſer an dieſes 
Schloß ſich knüpfen; für das preußiſche Königshaus, da dort am 
10. Mai 1776 die Königin Louiſe geboren wurde, deren Vater, 
der Herzog Karl Ludwig von Mecklenburg-Strelitz, damals Gou- 
verneur von Hannover war; für das Haus Hannover, da der 
König Ernſt Auguft, der Vater des Königs Georg, daſelbſt geftor- 


ben iſt. 5 
Berlin, 3. Oktober. (Norddeutſcher Reichstag.) 13. Sitzung. 
(Schluß.) Zum zweiten Gegenſtand der Tagesordnung, Beſchlußfaſſung 
über die geſchäftliche Behandlung des Antrags des Abg. Grafen Lehudorf 
>; Genoffen nimmt zunächſt der a Graf Lehndorf das Wort 
Pe Far „wenn auch die Antragfteller die Angelegenheit für ſpruchreif 
j chlußberathung und zur gleichzeitigen Verhandlung mit dem Lasker⸗ 
chen Antrag für mohlgeeigngt erachteten, auch mit einer Vorberathung im 
Hauſe einverſtanden zu fein. — Abg. Schulze (Berlin): Die Auteagſledler 
baben zwar eine Angelegenheit von außerordentlicher Wichtigkeit aufgenom- 
men, ſich jedoch die Sache ſehr leicht gemacht. Soll ein dem Bedürfniß 
entſprechendes Geſetz zu Stande kommen, ſo 5 die Angelegenheit anders 
aufzufaſſen und derart in Angriff zu nehmen, daß Ausſicht auf guten Erfolg 
vorhanden. Hierzu empfehle ich die Kommiſſionsberathung. — Abg. Lasker: 
ch trete dem Antrage zur Vorberathung bei. Ich bin zwar nicht gegen 
das materielle Urtheil des Vorredners, halte jedoch eine Kommiſſion nicht 
eignet für die Vorberathung, weil eine ſolche nicht ernannt, einen unbrauch⸗ 
aren Geſetz⸗Entwurf in einen brauchbaren date fe Da die betreffende 
Vorlage die Sympathie des ganzen Hauſes beſitzt, ſo wünſche ich, daß die 
emeinen Prinzipien vor dem ganzen Lande verhandelt werden. Ich 
nehme gleichfalls Abſtand von einer Schlußberathung und empfehle Vor⸗ 
erathung im Haufe. — Abg. Grumbrecht ſpricht ſich in demſelben 
inne aus, wie der Vorredner und macht darauf aufmerkſam, daß eine 
Perieifung an eine Kommiſſion bei der Vorberathung im Haufe, wenn 
leſelbe für nothwendig gehalten werden ſollte, immer noch möglich ſei. — 
bg. Dr. Michaelis führt den Ausführungen der Vorredner hinzu, daß 
Ane Vorberathung im Hauſe, auch wenn eine Kommiſſionsberathung nach⸗ 
räglich beliebt werden ſollte, das Gute habe, daß ſie den Verhandlungen 
( Kommiſſion die richtige Direktion angebe. — Abg. v. Seydewitz 
Gitterielv: Wir könnten uns möglicherweiſe darauf verlaſſen, daß der 
undesrath ſeine Zuſtimmung zum Lasker'ſchen Antrage von jenem Vor⸗ 
ehen des Hauſes in der Richtung unſeres Antrages abhängig macht. Wir 
aben den Antrag weit weniger im Intereſſe der Ritterſchaft der öſtlichen 
di odinzen geſtellt, welche ſchon Kreditinſtitute hat, ſondern beſonders für 
% außerpreußiſchen Bundesländer, für die Städte, welche ſchon lange um 
uſtitute, wie wir fie beantragt, gekämpft haben. Hätten wir uns ſpeziell 
fir preußiſchen Verhältniſſen befaßt, ſo hätte unſer Antrag eingehender ſein 
arnnen. Weil wir aber nicht wollen, daß der Reichstag nur für Preußen 
beitet, ſondern auch für die anderen Bundesſtaaten, und weil ſich dort 
ſucht alle Verhältniſſe überſehen ließen, haben wir nur allgemeine Grund⸗ 
se hingeſtellt. Ich glaube, der Grundbeſitz und das ganze Haus mit 
4 igen prinzipiellen Ausnahmen erwartet eine Korrektur zum Lasker'ſchen 
eintrage. Man hofft, und ich gebe zu, vielleicht kann man ſich darin irren, 
a Hülfe gegen den Lasker ſchen von der Richtung unſeres Antrages, und 
er Reichstag würde gut thun, dieſer Hoffnung ihr Recht zu gewähren. 
aber Verwelfung an die Kommiſſion würde das Gründlichſte ſein, würde 
5 er die Sache in's Endloſe ziehen. Durch Vorberathung unſeres Antrages 
— Plenum wird aber denen, welche dabei intereſſirt find, die Ausſicht auf 
An ſichere Hülfe gewährt und das iſt ſchon eine Hülfe. Ich bitte, unſern 
nicht gleich in eine Kommiſſion zu verweiſen, die ihn in dieſer Sitzung 

edigen würde. { 

anzım 09- Graf Kleiſt: Ich acceptire den Vorſchlag, die Vorberathung 
u — Abg. Lasker: Ich wollte dagegen proteſtiren, daß man 
trages ſchon ung Über die geſchäftliche Behandlung des vorliegenden An⸗ 
— Vicepräſtdenk e Debatte über das Materielle meines Antrages eingeht, 
das Materielle des ang v. Ufeſt: Es iſt auch von der linken Seite auf 
auch den Herren Rednerten Antrages eingegangen, und deshalb habe ich es 
denn was dem Einem Meat jener Seite (nach rechts deutend) geſtattet; 
ſehen, daß es ſpäter nicht melt iſt dem Andern billig. Ich werde darauf 
verwahrt ſich dagegen, zur Nd all iſt. — Abg. Schulze (Berlin) 
geſprochen zu haben und empfiehlt . en Seite des Lehndorßſchen Autrages 
— Ein Antrag auf Schluß der Deza lung deſſelben in eine Kommilften. 
abgelehnt. — Abg. Graf Bethufyegn vom Grafen Schulenburg wird 
einen anderen Antrag als für den Berweifung Es iſt mir unmöglich, für 
men. Es ſcheint mir unmöglich, den Antrag in ſeine n nr 
urch Vorberathung zu erledigen. Einen Cauſalnerus wilden 15 la 
1 lichen Anträgen vermag ich nicht zu erkennen. Man 3 i ee 
enz des Reichstages zur Aufſtellung eines ſolchen Geſeg- Entwurfes ange- 
ſceifelt Ich glaube, daß auch hierüber die Kommiſſion am Beſten sa 
beiden kann. — Abg. v. Hennig: Es iſt eine prinzipielle Frage, über 
dei zunächſt das Haus entſcheiden muß; ſpäter jedoch, wenn de das Haus 
ußert hat, werden wir die Vorlage in eine Kommiſſion verweiſen müſſen. 


Dem Abg. v. Seydewitz muß ich bemerken, daß die Stadt Berlin auf keine 
Staatshülfe rechnet. — Abg. Graf Schwerin (theilweiſe unverſtändlich) 
ſpricht für Vorberathung im Haufe. Der Herr Abg. Graf Seydewitz hat 
erklärt, daß die Antragſteller die Vorlage nicht in ihrem Intereſſe einge ⸗ 
bracht hätten. Es iſt nur wunderbar, daß kein Vertreter der Städte oder 
der Landestheile, wo noch nicht ſolche Kredit-Inſtitute beſtehen, denſelden 
mitunterzeichnet hat. Der vorliegende und der Laskerſche Antrag ſtehen nach 
meiner Anſicht in keinem Conner. — Abg. v. Bethmann⸗Hollweg 
ſpricht ſich gleichfalls für Vorberathung im Plenum und ſpätere Ueberwei⸗ 
jung an eine Kommiffton aus, worauf der Antrag des Abg. Graf Lehn⸗ 
dorf auf Vorberathung im Haufe mit großer Majorität angenommen wird, 
dagegen die Linke und Graf Bethuſy⸗Huc. 
Dias Haus tritt darauf in den dritten Gegenſtand der Tagesordnung 
ein. Vor Berathung des Etats der norddeutſchen Bundes ⸗Spezialdebatte 
über Einnahmen Kap. 2 Poſt⸗ und n 
Der Präfident verlieſt folgenden Antrag des Abg. Kratz: Der Reichs. 
tag wolle beſchließen: I. daß die Beſtreitung der Penſionen der penſionirt 
werdenden Bundesbeamten eine ausſchließliche Pflicht des Bundes iſt und 
daß demzufolge den Beamten keine Penſionsbeiträge vom Gehalte abgezogen 
werden ſollen; II. für den Fall, daß dieſer Antrag abgelehnt wird, die 
Bundes-Regierung aufzufordern: 1) die Penſtonsbeiträge, welche den Be⸗ 
amten des Bundes von ihrem Gehalte abgezogen werden, nicht nach den 
in ihrem Heimathslande geltenden Beſtimmungen, ſondern für alle Beam⸗ 
ten des Bundesgebietes ohne Rückſicht auf ihre Heimath nach gleichen Grund⸗ 
ſätzen feſtzuſtellen; 2) die Gehälter der Bundesbeamten ein⸗ für allemal 
ie diejenigen Beträge zu firiren, worauf fie nach Abzug der Penfions- 
beiträge zu ſtehen kommen und dieſelben nur mit dieſen Beiträgen in den 
Etat aufzunehmen. l 


Es wird darauf zur Berathung des Etats der Poſt⸗ und Zeitungs⸗ 
Verwaltung übergegangen. Bundes ⸗Kommiſſar v. Philipsborn macht 
auf die Schwierigkeiten aufmerkſam, welche die Aufſtellung des Etats in 
dieſem Jahre gehabt habe. Er giebt darauf eingehende Erläuterungen zu 
den einzelnen Poſitionen. Er geht dann insbeſondere auf die frühere 
Thurn» und Taxis ſche Poſtverwaltung über und bittet auch hier um die 
proviſoriſche Genehmigung der einzelnen Poſitionen. In Bezug auf die 
Verwaltung des Genekal-Poſtamts bemerkt er, daß eine Verminderung der 
vortragenden Räthe nicht eintreten würde; ſollte dieſelbe ſpäter zuläſſig 
werden, ſo würde auch immer hier die Theilung von Poſt und Telegraphie 
aufrecht gehalten werden müſſen. Den Remunerationsfonds bittet er trotz 
des dazu geſtellten Antrages ungeſchmalert in feiner jetzigen Höhe beſte hen 
zu laſſen. Dieſe Höhe rechtfertige ſich nicht nur durch das Bedürfniß bei 
der Poſt⸗Verwaltung, ſondern ſie ſtehe auch im Zuſammenhange mit der 
grundſätzlichen Normirung eines ſolchen Fonds bei ähnlichen Gebietsver⸗ 
waltungen. Die Anforderungen der Betriebsbeamten bei der Poſt ſeien 
ungleich größer, als die an ſolche Beamte, die ohne Rückſicht auf Tag und 
Nacht ihre Geſchäfte regeln könnten. Der Poſtbeamte, der Eiſenbahnbeamte 
und der der Bergwerke ſei durch ſeine anſtrengende Tag- und Nachtarbeit 
viel leichter Erkältungen und Krankheiten ausgeſetzt. Wenn alſo im Laufe 
der Jahre eine Gehaltserhöhung dieſer Beamten eintreten ſollte, fo bitte er 
doch, den Remunerationsfonds in ſeier jetzigen Höhe beſtehen zu laſſen. 
Eine exceptionelle Gehaltserhöhung kößne jedoch bei den Poſtbeamten nicht 
beanſprucht werden, dieſe Erhöhung köſine nicht ſtattfinden unabhängig von 
anderen Kategorien, wo gleiche Anon ingen gemacht würden. Ueber dieſe 
Gehaltsverbeſſerung Bedacht zu nehmen, meine er, ſei wohl der Fürſorge der 
Verwaltung zu überlaſſen, denn die Semi rung ſei im Großen und Gan- 
55 doch nur von der Lage der Staatsmittel abhängig. Zugleich mit der 

itte, den Demuneratiosfonds ungeſchmälert zu laſſen, bitte er auch, den 
darauf bezüglichen Antrag abzulehnen. Eine genaue Statiſtik am Schluſſe 
des Etats, wie ſonſt immer geſchehen, beizufügen, ſei diesmal nicht möglich 
geweſen, man würde aber mit dem Jahre 1868 eine ſolche von Neuem be- 
ründen. Dieſelbe würde für die folgenden Jahre zur genügenden Grund- 
age dienen, hauptſächlich behufs Vergleichung der einzelnen Jahre. — Von 
den Abgg. Götz und Liebknecht iſt inzwiſchen der Antrag nach einem ein- 
heitlichen Porto⸗Tarif innerhalb des norddentſchen Bundes geſtellt. — Der 
Abg. Evelt bittet den Herrn Bundeskommiſſar um Auskunft, ob ſich das 
Gerücht beſtätigt, daß die Königl. preußiſche Regierung mit der würtem⸗ 
bergiſchen verhandle über die Uebertragung des Poſtregals in den hohen⸗ 
zollernſchen Landen an die wilctembergiſche Poſtverwaltung. — Bundes⸗ 
Kommiſſar v. Philipsborn. Wenn auch die Königlich würtembergiſche 
Regierung in dieſer Beziehung entgegenkommende Vorſchläge gemacht, ſo 
habe man doch von einer derartigen Abzweigung in der Poſtverwaltung 
abgeſehen. — Abg. Dr. Becker (Dortmund) motivirt ausführlich ſeinen 
Antrag auf Gehaltserhöhung der mittleren Poſtbeamten und die Vermin⸗ 
derung des ſehr beträchtlichen Remunerationsfonds, will in Bezug auf den 
letzteren Theil des Antrages von demſelben Abſtand nehmen. Er habe be⸗ 
ſtimmtere Erklärungen von Seiten des Herrn General-Poſtdirektors er⸗ 
wartet. Der hohe Remunerationsfonds ſelbſt ſpreche für e der 
Gehälter, derſelbe ſei geeignet, die Beamten von ihren jeweiligen Chefs 
abhängig zu machen. Die Sicherheit des Poſtbetriebes erfordere eine beſſere 
Stellung der Beamten, auch ſei die Zahl der Städte, die bezüglich der 
Theuerungsverhältniſſe berückſichtigt, eine zu geringe; er empfehle dringend 
den erſten Theil ſeines Antrages, wie ſehr auch das Bedenkliche des hohen 
Remunerationsfonds nicht zu verkennen. 


Bundes⸗Kommiſſar General- Poſtdirektor Philipsborn wendet ſich 
egen die Ausführungen des Vorredners bezüglich der zu geringen Berück⸗ 
chtigung der Theuerungsverhältniſſe. Wollte man den hierüber einlau⸗ 

fenden Berichten überall Rechnung tragen, fo könne man eine Gehalts- 
erhöhung füglich in den meiſten Städten eintreten 55 Ich ſpreche mich 
aus Erfahrung gegen einen Theuerungsfonds aus. Der Beamte muß ſich 
fo einrichten, daß er mit feiner Beſoldung auskommt. Den Remunera⸗ 
tionsfonds bitte ich Sie zit: e ſchmälern. M. H., verwerfen Sie den 
Beckerſchen Antrag. — Abg. Meyer (Thorn) fragt, ob das Normgebende 
der Hauptetat oder die Spezialetats ſeien, und ob der Bundesrath eine 
Vorlage wegen einheitlicher Portogebühr machen werde. — Bundes⸗Kom⸗ 
miſſar Präſtdent Delbrück: Es ift gleichgültig, ob etwas mehr rechts 
oder links auf dem Blatte ſteht, Geſetz iſt es darum doch. Ein ſolcher 
Zweifel erklärt ſich nur durch langen Umgang mit dem preußiſchen Staats⸗ 
haushaltsstat. Die 20 Millionen Ausgaben bei der Poſt werden gemacht, 
um 22 Mellionen zu produziren, es find daher nur 2 Millionen als Bundes⸗ 
einnahme in den Etat zu ftellen. Eine Vorlage über das Porto beſchäftigt 
den Bundesrath augenblicklich noch. — Abg. Dr. Blum (Sachſen) fragt 
den Herrn Bundeskommiſſar, ob nicht eine Tarifermäßigung für Mufter- 
ſendungen nach Italien herbeigeführt werden könne. Andere Staaten hätten 
beſſere Bedingungen, fo daß die deutſche Induſtrie unter ungünſtigen Ver⸗ 
hältniſſen konkurrire. — Bundes⸗Kommiſſar v. Philipsborn: Der Poſt⸗ 
Vertrag zwiſchen dem Zollverein und alien bezieht ſich nicht auf Waaren- 
Poſtſendungen, da ſich die Königlich ktalieniſche Regierung nicht mit der 
Packetbeförderung befaßt. Die Sendung für Proben ohne Werth iſt ſeit 
dem 1. Oktober erleichtert. — Der Abz. Grumb recht ſtellt den Antrag: 
Der Reichstag wolle beſchließen in Folge der Erklärung des Herrn Bundes⸗ 
kanzlers, daß eine allmälige Aufbeſſerung der Gehälter der Postbeamten 
erſtrebt werde, und in Folge des Erſuchens des Herrn Bundes⸗Kommiſſars, 
den Remunerationsſonds nicht zu ſchmälern, über den Beckerſchen Antrag 
zur motivirten Tagesordnung überzugehen. Die Spezial⸗Diskuſſton wird 
eröffnet und Nr. 1 und 2 ohne Debatte genehmigt. 8 3 fragt Abg. 
Ruſſel (Oldenburg), ob in den Ländern, wo kein Beſtellgeld mehr be⸗ 
ſtehe, eine Wiedereinführung deſſelben beabſichtigt werde. — Bundes ⸗Kom⸗ 
miſſar v. Philipsborn: Ich erlaube mir die Verſicherung auszuſprchen, 
daß eine Wiedereinführung des Beſtellgeldes, wo es nicht mehr beſleht, 


— 
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nicht beabſichtigt wird. Nr. 3—10 werden ſodann ohne Debatte angenom⸗ 
men. Bei der ä über die Betriebsabgaben nimmt das Wort der 
Abg. Dr. Löwe. Er erkenne den guten Willen der Regierung an, den 
Uebelſtänden der geringen Beſoldung abzuhelfen. Bei den Bewilligungen 
ſei nicht blos Rüſicht zu nehmen auf den Charakter des Beamten. Wenn 
ein Meuſch wiſſe, was er hat, fo richte er ſich ein, die Hoffnung auf extra⸗ 
ordinäre Zulagen führe leicht zu Ueberſchreitungen. Der Antrag ſolle Klar⸗ 
heit in die Bewilligungen bringen. Er wünſche aber auch, daß die zu ge⸗ 
ringe Beſoldung der Beamten abgeſchafft werde, darum bitte er um Annahme 
des Antrages vom Abg. Dr. Becker. — Abg. Dr. Becker (Dortmund): 
Er beabſichtige nicht, die Theuerungszulagen zu ſtreichen, die für andere 
Verwaltungszweige lautgewordenen Wünſche zur Verbeſſerung der Beamten⸗ 
gehälter ſeien hier, gegenüber dem vorgelegten Etat, nicht zu berückſichtigen. 
— Abg. Grumbrecht: Er halte den Antrag des Abg. Dr. Becker für 
bedenklich und würde er deshalb gegen denſelben ſtimmen. Man dürfe 
nicht die Forderung aufſtellen, daß dis zu einem gewiſſen Zeitpunkt die 
Gehälter erhöht ſein müßten. Da er aber dem Anttage ſich nicht ganz 
entgegenſtellen wolle, ſo habe er die motivirte Tagesordnung beantragt. — 
Abg. Tweſten ſpricht ſeine Uebereinſtimmung mit dem Abg. Grumbrecht 
aus, ſolle eine Gehaltserhöhung ſtattfinden, jo würden beſonders die Vor⸗ 
ſteher der Poſt⸗Expeditionen erſter Klaſſe zu berückſichtigen ſein, die bei 
einer großen Verwaltung und ſebr verantwortlicher Stellung doch nur 
ein Gehalt von 4—500 Thlr. hätten. Den Remunerationsfonds halte er 
durchaus nicht für zu hoch, er bitte daher, den Antrag des Abg. Grumbrecht 
anzunehmen. g 

Abg. Graf v. Schwerin: Er ſei vollkommen mit dem Abg. Grum⸗ 

brecht einderſtanden. Außerdem dürfe man dem Chef der Verwaltung doch 
gewiß zutrauen, daß er die Verhältniſſe feiner Beamten fo viel als mög⸗ 
lich berückſichtigen werde. Er empfehle den Antrag Grumbrecht. — Abg. 
Dr. Löwe verwahrt ſich gegen den Vorwurf des Vorredners, als habe 
man durch den Antrag ein Mißtrauensvotum gegen den Chef der Poſtver⸗ 
waltung beſchließen wollen. Jeder erkenne gewiß die Vortrefflichkeit dieſer 
Verwaltung au. Hiermit wird die Diskuſſion geſchloſſen Bei der Abe 
flimmung werden die Titel 11 und 12 angenommen. Zu Titel 13 liegen 
die Anträge der Abgg. Dr. Becker und Grumbrecht vor; letzterer wird ange⸗ 
nommen; ebenſo die Tit. 13 bis 21. Der zu dem letzten Titel vorlie⸗ 
gende Antrag des Abg. Dr. Götz und Liedkuecht wird abgelehnt. Der Vice⸗ 
Präſident Herzog von Ujeſt übernimmt das Präſidium wieder und ſchlägt 
vor, die Berathung über die Untervertheilung in dem Te tel 22 auszuſetzen 
bis zu der Berathung über die Matrikular⸗Beiträge. Das Haus iſt damit 
einverſtanden. Es folgt der Telegraphen⸗Etat. Hierzu liegt folgender An⸗ 
trag des Abg. Meier (Bremen) vor: Der Reichstag wolle beſchließen: 
Den Bundeskanzler zu erſuchen, Bedacht darauf zu nehmen, daß fur das 
ganze Gebiet des norddeutſchen Bundes ohne Rückſicht auf die Eutfernung 
eiu einheitlicher billiger Tariſſatz für telegraphiſche Depeſchen eingeführt 
werde. Zur Einleitung der Debatte nimmt das Wort der General⸗Poſt⸗ 
direktor v. Philipsborn: Derſelbe erläutert die einzelnen Titel und Po- 
fitionen des vorliegenden Etats und erklärt ſich gegen den Autrag des Abg. 
Meier (Bremen), da von Seiten der Verwaltung zunächſt Rückſicht auf 
eine Vermehrung und Vervollſtändigung der vorhandenen Einrichtungen 
genommen werden müßte. Der Abg. Meier glaubt, daß durch Berückſich⸗ 
tigung ſeines Antrages eine Mehr⸗Einnahme in der Telegraphen⸗Verwal⸗ 
tung erzielt werde, durch welche auch die anderen Bedürfniſſe bei der Ver⸗ 
waltung befriedigt werden könnten. Sein Antrag komme dem kleinen Ver⸗ 
lehr zu Gute, ebenſo wie dem ganzen norddeutſchen Bunde. Der Abg. 
Kirchmann bittet um Auskunft über die Stellung der Bundesverwaltung 
und der der einzelnen Staaten in Betreff des Telegraphenweſens, da die 
Bundesverfaſſung die Verwaltung deſſelben einzig und allein dem Bunde 
übertrage, während nach den früheren Aeußerungen des Bundeskanzlers 
dieſelbe zwiſchen der Verwaltung des Bundes und der der Einzelſtaaten ge⸗ 
theilt ſei. Wird die dadurch entſtebende Schwierigkeit für Preußen gehoben, 
jo bleibt fie doch für die kleinen Staaten beſtehen. — Präſident des Bun⸗ 
deskanzler⸗Amtes Delbrück: Ich bin gern bereit, diejenige Frage des 
Vorredners zu beantworten, welche ſich auf den Telegraphen⸗Etat bezieht. 
Ich glaube, der Vorredner hat mit dem Worte „Verwaltung“ einen anderen 
Begriff verbunden als der Bundeskanzler und die Mehrheit dieſes Hauſes. 
Ein Unterſchied beſteht in der Aufſtellung eines Etats in der Verwaltung 
ſelbſt. Ich mache darauf aufmerkſam, daß der Verwaltung namentlich die 
Perſonal⸗Ernennungen zuſtehen. Wenn nun in der Anſtellung von Beam⸗ 
ten ein Verwaltungsakt liegt, ferner die Anſtellung gewiſſer Beamten ⸗Kate⸗ 
gorien den einzelnen Regierungen vorbehalten iſt, ſo folgt, daß ihnen auch 
ein Theil der Verwaltung vorbehalten iſt. Natürlich ſind ſie hierbei an 
den von dem Reichstage aufgeſtellten Etat gebunden und keine Landes ver⸗ 
tretung bat mehr die Vorlage eines betreffenden Etats zu verlangen. Durch 
eine Ernennung von den Beamten durch die Landes-Regierungen wird auch 
das Verwaltungs-Intereffe des Bundes nicht geſchädigt. In einem Ein⸗ 
heitsſtaate überläßt man ſolche Ernennungen ja auch den Mittel⸗ und Un⸗ 
ter⸗Behörden. In Preußen riß man die Funktie nen der jetzigen General⸗ 
Poſtoerwaltung, weiche zugleich dieſen den Landes regierungen vorbehaltenen 
Theil begreifen, nicht auseinander. Man ſchuf für dieſe wenig erheblichen 
Verwaltungsakte beſondere Behörden. In andern Ländern ſchließt man ſich 
einfach an die beſtehenden Einrichtungen an. Dieſe Trennung kann keines⸗ 
wegs einen nachtheiligen Einfluß auf den geſammten Betrieb der Poſt und 
Telegraphie ausüben. ; 
S Abg. Braun (Wiesbaden) ſpricht ſich für den Antrag Meier aus, 
inſofern derſelbe der Bundesregierung den Wunſch ausſpricht, eine Herab⸗ 
ſetzung der Tarifſätze in Erwägung zu ziehen, kann ſich jedoch weder mit 
der Sue . noch Motivirung des Antrages einverſtanden erklären; da das 
noch neue Telegraphen⸗Inſtitut einmal ein Staats⸗Inſtitut ſei, müſſe auch 
darauf Rückſicht genommen werden, die vorhandenen Ueberſchüſſe allen Thei⸗ 
len des Landes zu Gute kommen zu laſſen. — Abgeordneter Grumb recht 
erklärt ſich gegen den Antrag des Abg. Meier. Dieſer ſtelle zwar eine 
größere Einnahme in Ausſicht, er jedoch müſſe mehr Gewicht auf die Aus⸗ 
führungen des Generalpoſtdirektors legen. Der beantragte ermäßigte ein⸗ 
heitliche Satz komme mehr den großen Geſchäften als den kleinen Leuten 
zu Gute. — Der Antrag auf Schluß der Diskuſſion wird angenom⸗ 
men, ebenſo werden ſodann die einzelnen Poſitionen des Etats der Tele⸗ 
graphen⸗Verwaltung genehmigt, der Antrag des Abgeordneten Meier 
(Bremen) abgelehnt. Ein Vertagungsantrag wird angenommen und die 
nächſte Sitzung auf Freitag Vormittag: 10 Uyr anberaumt. Tagesordnung: 
der Schluß der heutigen und Berathung über die Behandlung des Geſetz⸗ 
entwurfs, betreffend die Freizügigkeit. Schluß der Sitzung 3 Uhr 45 
Minuten. 

Danzig, 1. Oltober. Kur; vor 9 Uhr Morgens waren 
die Offiziere und Beamten der hieſigen Königl. Werft auf dem 
freien Platze innerhalb derſelben verſammelt, wo an dem Flaggen⸗ 
ſtock die bisberige alte Flagge wehte. Die Mannſchaften der Kor- 
vette „Auguſta“ (welche leßtere augenblicklich zur Ausrüſtung an 
der Königl. Werft liegt), die Detachements der Blotten-Stamm- 
und Werft-Diviflon, der See-Artilerie, fo wie die Werft⸗Wache, 
vom 5. u geſtellt, waren in einem Vlereck aufgeſtellt. Die 
„Auguſta“ flaggte an allen drei Toppen, alle Offiziere waren in 
großer Uniform. Der Ober⸗Werftdirektor Korvetten- Kapitän Wer⸗ 
ner hielt darauf die folgende Anſprache: Wir find, im Begriff 
einer Feierlichkeit beizuwohnen, die ſowohl für einen Jeden von 
ung, wie für unſer geſammtts Vaterland von größter und erhe⸗ 


bendſter Bedeutung iſt. In wenigen Minuten wird unſere preu⸗ 
ßiſche Flagge für immer geſtrichen werden, um einer andern ihren 
Ehrenplatz einzuräumen. Es knüpfen ſich jo viele theure und 
ruhmreiche Erinnerungen an die fetzt zu ſtreichende Flagge; ſeit 
Jahrhunderten find. unſere geſchichtlichen Zinditionen auf das 
Engſte mit ihr verflochten und auch wir von der Marine haben 
unter ihr die Feuertaufe erhalten. Deshalb ſehen wir ſie mit 
ſchmerzlichen Gefühlen von uns ſcheiden. Aber andrerſeits dürfen 
wir auch die neue Flagge mit freudig bewegtem Herzen begrüßen; 
denn fie iſt das Symbol des geeinigten Deutſchlands, des neu er- 
ſtandenen mächtigen Reiches, das adtunggebietend und ebenbürtig 
in die Reihe der großen Völkerfamilie tritt und dem anzugehören 
wir uns mit gerechtem Stolze rühmen dürfen. Der Gedanke, der 
ſelt ſo vielen Jahren die Bruſt eines jeden Patrioten beſeelte, die 
Hoffnung auf eln einiges deutſches Reich, dieſe ſo lange und innig 
gehegten Wünſche find endlich zur Wahrheit geworden. Das glor- 
reiche Jahr 1866, ſo ſtrahlend an Ruhm und Ehre, ſo einzig und 
unerreicht in der Geſchichte, hat das große Werk vollbracht und 
von dem Lenker der Weltgeſchicke ward unſer Heldenkönig auser⸗ 
koren, es glücklich zu vollführen. Wohl dürfen wir als Preußen 
deshalb ſtolz auf das Werk blicken, das unſer König im Verein 
mit ſeinem treuen Volke geſchaffen, für das unſere Brüder im 
beißen Kampfe ihr Blut verſpritzt haben. Es iſt viel koſtbares 
Blut dafür dahingegeben, aber te iſt auch nicht vergebens gefloſſen. 
Es bindet als unlösbarer Kitt die Grundmauer des neuen Ge- 
bäudes zu einem Ganzen, das felſenfeſt und ſicher den Stürmen 
der Zukunft troßen und auf deſſen Zinnen die neue Flagge als 
Wahrzeichen deutſchen Ruhmes wehen ſoll. Für uns in der Ma⸗ 
rine hat die neue Flagge aber noch eine beſondere Bedeutung. 
Wir werden nicht allein unter ihr dienen, wir ſollen fie auf un⸗ 
ſern Schiffen auch hinaustragen auf das Weltmeer zu den frem⸗ 
den Völkern, um ihnen Kunde zu geben, daß ein neues Reich er⸗ 
ſtanden iſt, welches Deutſchland heißt, ein Reich des Friedens zwar, 
aber von dem feſten Willen beſeelt und mächtig genug, um jeden 
Störer dieſes Friedens zu Boden zu ſchlagen. Und wird für uns 
in der Marine einſt die Zelt kommen, wo es gilt unter der neuen 
Flagge dem Feinde entgegenzutreten, dann ſoll der rothe Streif in 
ihr uns daran erinnern, mit wie viel Blut ſie erſtritten wurde. 
Er ſoll uns anſpornen, eben ſo heldenmüthig, eben ſo treu und 
hingebend für König und Vaterland zu kämpfen und zu ſterben, 
wie unſere Waffenbrüder von der Armee auf Böhmens blutigen 
Schlachtfeldern; er ſoll uns aber auch lehren, zu ſiegen, wie ſie. 
Das walte Gott! — Und nun ſenke Dich herab, Du ſtolzer 
ſchwarzer Aar in weißem Feld, der Du Jahrhunderte lang ſchützend 
über Preußen geſchwebt und ihm den Weg vom Fels zum Meer 
gezelgt. Nimm unſern ehrenden Scheidegruß; aber ſchwebe auch 
gleichzeitig als verjüngter Phönix in der neuen norddeutſchen Flagge 
wieder empor in die Lüfte. Mögeſt Du als fieg- und ruhmge⸗ 
kröntes Banner Deutschlands als Sinnbild feiner Einigkeit und 
Macht Deine Schwingen über uns und auf allen Meeren entfal- 
ten! Und in dieſer frohen Hoffnung begrüßen wir Dich und Deinen 
erhabenen Schöpfer, unſern theuren König Wilhelm I., mit einem 
dreifachen, laut und freudig aus vollem Herzen ſchallenden Hurrahl 

Bel den Worten: „Nun ſenke Dich, Du ſtolzer Aar“, prä- 
ſentirten die Truppen das Gewehr; alle übrigen Anweſenden nah- 
men die Kopfbedeckung ab. Die alte Flagge ſenkte ſich und die 
neue Flagge ſtieg langſam in die Lüfte empor unter dem dreima⸗ 
ligen Hurrah der Verſammelten. Ebenſo geſchah es an Bord der 
„Auguſta“. Das Wetter war bis dahin trübe geweſen, ein dichter 
Regen noch hatte ſich kurz vorher ergoſſen; aber in dem Augen- 
blick, wo die neue Flagge emporſtieg, durchbrach die Sonne das 
Gewölk und Tief ihre. hellen Strahlen auf dleſelbe fallen. Mit 
wunderbarer Schnelligkelt war das Regengewölk verſchwunden und 
ein heiterer Himmel leuchtete bis zum Schluß der Seterlicpfeit und 
nach derſelben auf das neue Banner herab. 

Dirſchau, 2. Oktober. Geſtern Abends 9 Ubr trafen mit 
dem Courterzuge der Großfürſt⸗Thronfolger von Rußland und Ge⸗ 
mahlin mit einem Gefolge von etwa 30 Perſonen bier ein. Die 
hohen Heriſchaften wurden von dem ruſſiſchen General-Konſul Hrn. 
v. Adelung empfangen, begaben ſich dann durch das Bahnhofs⸗ 
gebäude zu den unter dem Pavillon der großen Uhr bereit ſtehen · 
den Wagen, welche ſie in das Hotel des Hen. Henſel führten, wo 
ſie das Souper einnahmen und übernachteten. Heute Morgens 9 
Uhr beabſichtigten fie ihre Reiſe nach Petersburg mit dem Courier- 
zuge fortzuſetzen. 

Nachſchrift. Der Großfürſt wird wegen Unpäßlichkeit ſeiner 
Gemahlin den Aufenthalt in Dirſchau noch einen Tag verlängern. 
Eine Depeſche wurde an den Kaiſer geſchlckt. 

Arolſen, 1. Oktober. Unſer Fürſt hat ohne die Löſung 
der Frage wegen des Acceſſionsvertrages abzuwarten, das Fürſten⸗ 
thum verlaſſen und ſich mit der ganzen Famllie nach Italien be- 
geben. Am 25. v. Mis. rückte hier ein Bataillon vom 83. preu- 
ßiſchen Infanterie-Regiment ein. 

Hechingen, 30. September. (O. Fr.⸗Bl.) Heute, am 
Geburtsfeſte Ihrer Majeſtät der Königin Auguſta von Preußen, 
hat die feierliche Schlußſteinlegung in der evangeliſchen Schloß⸗ 
kapelle auf Hohenzollern ſtattgefunden. Nachmlttage 4 Uhr begann 
die felerliche Handlung. Der Königliche Wirkl. Geh. Rath Graf 
Stiüfried, Vorſitzender der Allerhöchſt beſtellten Immedlat⸗Kommiſ⸗ 
ſion, trat an die Stufen des Altars und ſprach ungefähr folgende 
Worte: „Die Königliche Immedlat-Kommiſſlon der Burg Hohen⸗ 
zollern hal heute eine theure Pflicht zu erfüllen, eine Pflicht, dle 
gewiſſermaßen als Vermächtniß Sr. bochſeligen Majeſtät weiland 
König Friedrich Wilhelm IV. von Preußen anzusehen iſt, nämlich 
den Schlußſtein zu legen vor dieſem Altare, unter welchem der 
Grundſtein rubt, den Se. Majeſtät am 3. Oktober 1856 Aller- 
höchſtſelbſt verſchloſſen hat. Dieſe Handlung beſitzt aber eine ganz 
beſondere Bedeutung und ungewöhnliche Welhe, da ſie den Bau 
nicht blos dieſes Gotteshauſes, ſondern der Burg ſelbſt in ihrer 
ganzen Ausdehnung vollendet; wir verrichten fie, indem wir den 
Wunſch aussprechen, daß dem Herrn der wiederhergeſtellten Burg 
und den Bewohnern derſelben Freude, denen, dle biejes Gotteshaus 
beſuchen, Frieden erblühen, Allen aber Gottes Segen in reichem 
Maße zu Theil werden möge.“ Hierauf folgte die Verleſung der 
Urkunde, ſodann die Unterzeichnung derſelben. 

Sowohl die Urkunde und der Baurapport von den Jahren 
1856 — 67, als auch Münzen aus den Münzſtätten von Berlin, 
Hannover und Frankfurt, die Krönungs⸗Medallle aus dem Jahre 
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1861, die Erinnerungskreuze aus den Jahren 1864 und 1866 
wurden In einer gläſernen Kapſel hermetiſch verſchloſſen und in den 
geöffneten Schlußſteln beigeſetzt. Hlerauf vermauerte der Königl. 
Wirkl. Geh. Rath Graf Stillfried den Deckelſtein und es erfolgten 
die üblichen Hammerſchläge. ö 

Hechingen, 3. Oktober, Morgens. Alf die Anſprache des 
Stadtſchultheiß bei dem feſtlichen Empfange der Allerhöchſten Herr- 
ſchaften in hieſiger Stadt erwiderte der König: „Ich dauke Ihnen 
für Ihre inhaltreiche Anſpracht. Zum vierten, Male, und jetzt 
zum erſten Male ſeit meiner Thronbeſtelgung, habe ich die Hohen⸗ 
zollernſchen Lande mit Genugthuung beſucht, und ich freue mich, 
daß ich es dies Mal auch mit beſonderer Anerkennung thun kann. 
Sie haben auch dle großen Ereigniffe der jüngſt vergangenen, jo 
bewegten Zeit erwähnt, in welcher die Hohenzollernſchen Lande ſich 
in ihrer von mir erwarteten Treue bewährt, und in den dadurch 
herbeigeführten eigenthümlichen Verhältniſſen ihre Anhänglichkeit an 
ein Haus gezeigt haben. Ich bin ſogar mit in der Abſicht in dieſe 
Lande gekommen, um Ihnen meinen Dank für die Bethelligung an 
dieſer Geſinnung auszuſprechen. 

Karlsruhe, 3. Oktober, Nachmittags. Die Kammer der 
Abgeordneten nahm in ihrer heutigen Sitzung einſtimmig einen 
Geſetzentwurf an, betreffend die Abänderung beziehungsweiſe dle 
Ergänzung einiger Beſtimmungen der Verfaſſungs⸗Urkunde. Es 
wird dadurch der paſſive Wahlcenſus bei den Wahlen der Abge- 
ordneten abgeſchafft, und feſtgeſetzt, daß Kammermitglieder wegen 
ihrer Aeußerungen und Abſtimmungen bei den Verhandlungen nur 
nach Maßgabe der Geſchäftsordnung zur Verantwortung gezogen 


werden können. 
Auslaud. 

Wien, 2. Oktober. (Poſt.) Wie die Verhältniſſe in Ita⸗ 
lien und Frankreich ſchwanken und ſich für den Augenblick der Be⸗ 
rechnung entziehen, ſo ſchwebt man hier in den Regierungskreiſen 
zwiſchen Furcht und Hoffnung, und iſt man noch zu keinem ſicheren 
Urtheil über die möglichen Eventualitäten gelangt. Die Nachrichten 
aus Italien, wonach Rattazzi energiſch auf eine Reviſton der 
September⸗Konventlon dringe und der Kalſer der Franzoſen eine 
ſolche kaum noch von der Hand weiſen könne, bereiten auf die 
Konſequenz vor, daß Italien ſich Frankreich fügſamer als in der 
letzten Zeit zu Gebote ſtellen werde und deſſen Abſichten, wenigſtens 
zunächſt den Demonftrationen Napoleon's gegen Deutſchland, zur 
Verfügung ſein werde. Andererſeits beſorgt man, daß die ungewiſſen 
Schwankungen in Paris in einem Miniſterium Rouher-Lavalette 
ihren Abſchluß erhalten werden, und erwartet demzufolge eine An- 
näherung Frankreichs an Preußen und eine friedlichere Stellung 
unſerer Nachbarn jenſeits des Rheins zu dem deutſchen Einigungs⸗ 
werk. Beide Eventualitäten würden alle Berechnungen und Hoff- 
nungen, die ſich auf die Salzburger Zuſammenkunft gründen durch 
kreuzen, und zu einem Beſchluß iſt man hier natürlich noch nicht 
gelangt. Herr v. Beuſt if von Iſchl, wo er ſich mit dem Kalſer 
beſprach, zurückgekehrt, und die „Wiener Abendpoſt erklärt, daß 
Herr v. Hübner in den nächſten Tagen feine Reiſe nach Rom an- 
treten werde. 

— Vorgeſtern fand in des Grafen Chambord Schloß Frohs⸗ 
dorf die Verlobung des Großherzogs Ferdinand IV. von Toscana 
mit der Prinzeſſin Alix von Parma ſtatt. 

Wien, 3. Oktober, Abende. Die „Abendpoſt“ erklärt die 
Angabe mehrerer Blätter für unbegründet, daß das öſterreichiſche 
Kabinet eine vertrauliche Depeſche wegen Aufrechthaltung der welt- 
lichen Macht des Papſtes an die franzöſiſche Regierung gerichtet habe. 

aris, 3. Oktober, Abds. Die heutige „Patrie“ will wiſſen, 
daß der italteniſche Geſandte Nigra ſich nur in der Abſicht nach 
Biarritz begeben habe, um dem Kaljer genaue Mittheilungen über 
die Angelegenheit Garibaldis zu machen. — Der „Etendard“ be- 
merkt gegenüber den fortdauernden Gerüchten über die neueſten 
Vorgänge im Kirchenſtaate, daß ſeit zwei Tagen ſich nichts ereig- 
net habe, was irgendwie bemerkenswerth ſel. 

Paris, 3. Oktober, Abends. Ein der „Epoque“ zugegange⸗ 
nts Communiqué dementirt die Mittheilung, daß die Marſchälle 
Niel und Rigault de Genouilly augenblicklich in Blarritz verwei⸗ 
len; ebenſo wird in Abrede geſtellt, daß Drouyn de l'Huys und 
Prinz Napoleon nach Blarritz berufen ſelen; die Minifter Rouher 
und Lavalette hätten ſich nur in der Abſicht nach Blarritz begeben, 
um dem Kaiſer über Angelegenheiten ihrer Reſſorts Vartrag zu 
halten; es werden außerdem die Angaben über eine zweite Circu- 
lar-Depeſche Mouftiers, ſowie über den Abſchluß eines Vertrages 
zwiſchen Frankreich und Italten für unbegründet erklärt. 
Pommern. 

Stettin, 4. Oktober. Vor dem Schwurgericht wurde heute 
zunächſt, unter Ausſchluß der Oeffentlichkeit, eine Anklage wider den 
früheren Hauptlehrer Albert Ferd. Haaſe von hier wegen eines 
Verbrechens gegen die Sittlichkett verhandelt. Der Angeklagte 
wurde zu 2jähriger Zuchthausſtrafe verurtheilt. 

— An Stelle des von bier nach Neiſſe verſetzten Majors 
und Kommandeurs des 1. Bataillons des Königsregiments v. Brie⸗ 
ſen, tritt, wie wir hören, der Major v. Warnſtedt — ein Bru- 
der unferes Herrn Polizei-Direltord — der von Oldenburg hierher 
verſetzt wird. 

— Von dem verſchloſſenen Trockenboden des Hauſts große 
Wollweberſtraße Nr, 21 find in der Nacht zum 2. d. M. mehrere 
Wäſcheſtücke geſtohlen. 

— Am 1. Oktober iſt in Anclam die Verbindung der Te- 
legraphenſtation mit dem Poſtamte aufgehoben und dort von dieſem 
Tage eine ſelbſtſtändige Telegraphenſtation 2. Klaſſe eröffnet. 

— Am Gymnaſium zu Stargard i. P. iſt die Beförderung 
des erſten ordentlichen Lehrers Dr. Schmidt in eine Oberlehrer 
ſtelle, am Gymnaſium zu Stolp dle feſte Anſtellung des Schulamts⸗ 
Kandidaten Dr. Holland als ordentlicher Lehrer, am Gymnaſium 
zu Pyritz die Berufung des Prorektors Dr, Queck zum Rektor, 
wle auch des Hülfslehrers am Gymnaſtum in Neuftettin, Freyer, 
und des Konrektors an der Stadtſchule in Dramburg, Albert 
Schmidt, zu ordentlichen Lehrern an dem Progymnaſium, ge— 
nehmigt. 

— Bei der Königlichen Gencral-Kommiſſion in Stargard find 
folgende Perſonalveränderungen vorgekommen: Der Reglerungerath 
Boſſart iſt zur Reglerung in Wiesbaden und der Defonomie- 
Kommiſſarlus Hornemann hlerſelbſt zur Regierung in Marien- 
werder verſetzt; der Gerihte-Ajjeffor a. D. Stoeckel iſt als Spe⸗ 


zial-Kommiſſarius hler angeſtellt; der Feldmeſſer Carl in Lauen⸗ 
burg iſt aus dem Reſſort ausgeſchieden, dagegen der Feldmeſſer 
Bennewitz in Lauenburg und der Feldmeſſer Sommer in Stolp 
angeſtellt. 

— Die Pfariſtelle zu Borin, Synode Colbatz, Könlglichen 
Patronats, kommt zum 1. April k. J. durch Emeritirung und die 
Lehrerſtelle in Groß- Hommur, Synode Paſewalk, durch Ver- 
ſetzung ihres ſeltherigen Inhabers zur Erledigung. Die Wieder⸗ 
beſetzung der letzteren erfolgt durch die Königliche Regierung. 


Vermiſchtes. 

Newyork, 18. September. Die „Newyorker St.-Ztg.“ be⸗ 
richttt: Der Bremer Dampfer „Deutſchland“, der am 31. Auguſt 
von Bremen abgegangen war, langte am Sonnabend Nachmittag 
mit 798 Pafjagieren hier an. Als die „Deutſchland“ in die Nar⸗ 
rows einfuhr, ward die Kanone abgefeuert, um den beim Einlaufen 
in den Hafen gewöhnlichen Gruß zu geben; wahrſcheinlich aber 
war die Ladung zu ſtark geweſen, denn die Kanone explodirte. 
Eine Anzahl Paſſagtere hatten ſich in der Nähe der Kanone auf⸗ 
geſtellt, um das Abfeuern zu beobachten, und von dieſen wurden 
drei durch die Sprengſtücke auf furchtbare Weiſe getödtet. Ein 
vierter Paſſagter und einer von den Matroſen wurden ſchwer ver⸗ 
letzt. Die Namen von den Getödteten ſind: Friedrich W. Hammer, 
ein Deutſcher, 25 Jahr alt; Wilhelm Gege, ein Deutſcher, 17 
Jahr alt, und ein Mann aus Ruſſiſch-Polen, Namens Mateke. 

Chicago, 1. September. Ueber das dieſe Woche in In⸗ 
dianopolis ſtattfindende Feſt des nordamerlkanſſchen Sängerbundes 
enthält die heutige „Tribune“ eine ganze Spalte Telegramme. 63 
Vereine aus 40 verſchiedenen großen Städten, namentlich des We⸗ 
ſtens, ſind vertreten, etwa 1000 Sänger. Die Feſthalle enthält 
Sitze für 3800 Perſonen und Stehplätze für 1000 mehr. Die 
Straßen ſind mit Flaggen und Grün geſchmückt. In der Halle 
weht das Banner des norddeutſchen Bundes neben dem Sternen⸗ 
banner und der alten ſchwarz-roth- goldenen Fahne Deutſchlands. 
Der Gouverneur von Indlana, Baker, bewillkommnete die Gäſte 
im Namen des Staats: „Wir bewillkommnen Sie nicht als Fremde, 
ſondern als naturalifirte Amerikaner. Hier, wo Sie fi dem Stu⸗ 
dium einer der edelſten der ſchönen Künſte zu widmen gekommen 
find, die Harmonie von tauſend Stimmen zu hören, heißen wir 
Sie als Freunde und Brüder willkommen. Amerika verdankt 
Deutſchland viel. Unſere Kanzeln, unſere Rechtswiſſenſchaft, unſere 
gelehrten Berufe und Beſtrebungen verdanken der Kultur des Bater- 
landes viel. Als unſere glorreichen Einrichtungen gefährdet, ſtürz⸗ 
ten unſere deutſchen Bürger zur Rettung herbei und gaben frei ihr 
Leben und ihr Vermögen für ihre Vertheldigung.“ Nach einer ähn⸗ 
lichen Rede des Bürgermeiſters der Stadt hielt R. Seidenſticker in 
deutſcher Sprache die Feſtrede. 


ch 
Stettin, 4. Oktbr. Witterung: leicht bewölkt. Temperatur + 11 R. 
Wind: SW. j ; , 1 1 
An der 


Bor ſe. 
Weizen ſteigend bezahlt, loco per 2125 Pfd. gelber 93—105 
bez., 83 - Söpfd. gelber Oktober 100%, 102 9% de: Frühjahr 96 ½ 4 
bez. u. Gd., 97 94. Br. 

Roggen höher bezahlt, pr. 2000 Pfd. loco 76-78 K bez, feiner 
79% S bez., Oktober 75, 76, 75% 4 65 Oktober » November 73 ½ 
3 bez., Fruhj. 70, 70½, 70 bez. u. Gd. 

Gerſte, loco per 1750 Pfd. Oderbruch 50½—51½ n bez, ſchleſ⸗ 
5005 5 eh mähriſche 5254 % bez., 69—7opfd. ſchleſiſche Früh⸗ 
ahr 5 

Hafer loco pr. 1300 Pfd. 32—33½ . bez., Oktober 47 — 50pfd. 
3414, ½ 32 bez., Frühjahr 35 74 Gd. 

Erbſen loco 68-78 K bez. 

Rübdt wenig verändert, loco vom Lager 111, bez., Oktober 
11¼ % bez. u. Gd., Oktober⸗November 11½ 7% bez. u. Gd., Novem⸗ 
ber⸗Dezember do., Dezember⸗Januar 11 % Gb., April⸗Mai 11% bez. 

Spiritus feſt und höher, loco ohne Faß 22½ 7% bez., kurze Liefer 
rung 22%, 32 oa Oktober 22 ½ e bez. u. Gd., Oktober November 
20 ½ bez u. Gd., Frühjahr 317, 1.7 bez. u. Gd., Mai - Zum 
20% . bez. 

Nan 200 Ctr. Rüböl. 61 BR 

egulirungspreiſe: Weizen 102, Roggen 75%, Hafer 34%, 
Rüböl 11 ½, Spiritus 22112. ; 1 


Breslau, 3. Oktober. Spiritus per 8000 Tralles 20745. Weizen 
pr. Oktober 85. Roggen pr. Oktober 66 ½, per Herbſt 62 ½. Rübol pr- 
Oktober 10%, per Frühjahr 1177. Raps pr. Oktober 95. Zink feſt. 

Hamburg, 3. Oktober. Getreidemarkt. Weizen loco ſehr eſt, auf 
Termine ſehr animirt. Per Oktober 5400 Pfo. netto 176 Bankothlr. Br., 
175 G., pr. Oktober⸗November 174 Br. 173 Gd. Roggen loco ſehr 
ſeſt, auf Termine ruhig. Pr. Oktober 5000 Pf. Brutto 134½ Br. und 
Gd., pr. Oktober⸗November 133 Br., 131 Gd. Hafer feſt. Spiritus un⸗ 
verändert, Nüböl 72 loco 235%, pr. Oktober 23¼½, pr. Mai 29%. 
Kaffee ruhig. Zink feſt. Kaltes Wetter. 

Amſterdam, 3. Oktober. Getreidemarkt. (Schluß bericht.) Roggen 
feft, per Herbſt 275 bis 282. Raps pr. Oktober 72. 


Stettin, den 4. October. 


Hamburg 6 Tag.] 150% G Ist. Börsenhaus-O, 4 — 
5 2 Mt. 150% B t. Schauspielh..O. 5 — 
Amsterdam . 8 Tag. 142%, G Pom. Chaussceb.-O. 5 IN 
5 2 Mt. = Used. Woll.Kreis-O.| 5 iger: 
London 10 Tag.] 6 24% bz St. Strom-V.- A. 4 — 
1 3 Mt. 2 Pr. National-V.-A.:| 4 | 113 B 
Paris 10 Tg 81½ B br. See- Asseeuranz 4 — 
„ Un 2 Mt. — Pomerania 4 113 6 
Bremen .. . 3 Mt. — Union . . . 4 103% B 
St. Petersbg.|3 Weh. 92% B |St. Speicher-A..:.. 5 — 
Wien 8 Tag. u Ver.-Speicher-A.: »-| 5 — 
nee 2 Mt. = Pom. Prov.-Zuckers. 5 — 
Preuss. Bank 4 Lomb. 414 % IN. St. Zuckersied. 4 — 
Sts.-An1.5457| 4½ a Mesch. Zuckerfabrik 4 — 
5 . a Bredower „ 4 — 
St. Schldsch. 3½ — Walzmühle 5 — 
P. Präm.-Anl.| 3%, — St. Portl.-Cementf. - 4 — 
Pomm. Pfdbr. 3½ -- St. Dampfschlepp G. 5 — 
„ 9 4 ya St. Dampfschifl-V.-| 5 — 
„ Rentenb.| 4 — Neue Dampfer-C. . 4 93 B 
Ritt. P. P. B. A. 4 eh Germania 94%, B 
Berl.-St. E. A. 4 1 Vulkan — 
„ Prior. 4 — St. Dampfmühle . 4 | 101 B 
„ „14% ä Pommerensd. Ch. F. 4 — 
Starg.-P. E. A.] 4½ — Chem. Fabrik-Ant..| 4 5 
„ Prior. — St. Kraftdünger-F. . — = 
St. Stadt-O, -| 41, 96 B Gemeinn. Bauges. -| 5 = 


